
Von Stephan Börnecke

EU-Agrarkommissarin Mari-
ann Fischer Boel hat Deutsch-

land aufgefordert, die Empfänger-
daten der Agrar-Subventionen
nicht geheimzuhalten. Fischer Bo-
el drohte einen Rechtsstreit mit
der EU an, sollte sich Deutschland
weigern, die Namen und die jewei-
lige Zuwendungshöhe nicht wie
geplant zum 30. April im Internet
zu veröffentlichen.

Es gehe um Steuermilliarden,
„also ist es wichtig, dass die Men-
schen wissen, wofür es ausgege-
ben wird“. Fischer Boel verwies
auf die „eindeutige Rechtslage“,
nach der Deutschland zur Veröf-
fentlichung verpflichtet sei.

Unterdessen rücken mehrere
Bundesländer, die für die Offenle-
gung zuständig sind, von der Wei-
tergabe der Daten ab. Kaum hatte
Bundeslandwirtschaftsministerin
Ilse Aigner (CSU) die Länder dazu
animiert, stoppte Hessens Agrar-
ministerin Silke Lautenschläger
(CDU) die Veröffentlichung der
Zahlungen. Bayern folgte prompt.

Aigner und die Länder reagie-
ren damit auf Gerichtsentschei-
dungen, die – so etwa das Verwal-
tungsgericht Wiesbaden – in der
Offenlegung einen „gravierenden
Eingriff in das Grundrecht auf Da-
tenschutz“ sehen. Im Gegensatz
dazu wies das Oberverwaltungs-
gericht Münster die Beschwerde
eines Landwirts ab: Die Veröffent-
lichung stelle für ihn nur eine ge-
ringe Beeinträchtigung seines
Rechts auf Datenschutz dar.

Während der Bauernverband
die Rücknahme als „richtigen

Schritt“ bewertet, haben Umwelt-
und Agrarorganisationen den
Rückzieher von Bund und Län-
dern bedauert. Nicht nur die:
Auch die CDU-Europapolitikerin
Inge Gräßle sieht in der Verweige-
rung Aigners eine „Blamage für
die deutsche Agrarpolitik“. Es
schade den Kleinbauern, „wenn
wir nicht wissen, wer das europäi-
sche Geld bekommt und ob wir un-
sere Politikziele erreichen. Das ist
ohne eine Veröffentlichung aber
nicht denkbar“, sagte Inge Gräßle.

Ähnlich die Umweltorganisa-
tionen: Die meisten Bauern könn-
ten „sehr gut erklären, warum sie
Geld vom Staatbekommen und ha-
ben keinen Grund etwas zu verber-
gen“, sagte Greenpeace-Agrarex-
perte Martin Hofstetter. Matthias
Meißner vom WWF nannte es
„seltsam“, wenn dem Steuerzah-
ler vorenthalten werde, „welcher
Landwirt oder Agrarkonzern wie
viel Geld für was erhält“, während
das im EU-Ausland unbeanstan-
det geschehe. Er frage sich, wovor
sich der Bauernverband fürchte,
wenn er sich vehement gegen die
Veröffentlichung wehre.

BUND-Chef Hubert Weiger ver-
wies darauf, dass „die größten
Summen an Agrarsubventionen
an Konzerne“ flössen, und zwar
ohne dass ihnen wirksame Um-
welt- oder Arbeitsplatzauflagen
gemacht würden. Der Agrarexper-
te der Grünen, Martin Häusling,
warf den sich verweigernden Län-
dern vor, sie betrieben „das Ge-
schäft großer konventioneller
Agrarbetriebe und der Agrarin-
dustrie, die nicht offenbaren wol-
len, was sie von der EU erhalten“.

Krach um Agrarhilfen
Bleiben Zahlen geheim, droht Rechtsstreit mit EU

Von Tobias Schwab

Es ist besser, eine amerikani-
sche Kuh zu sein als ein afrika-

nischer Farmer“, lautet ein ugandi-
sches Sprichwort. Patrick Byarun-
hanga ist einer. Und kein kleiner.
Fast 80 Kühe weiden auf seinem
Hof im Distrikt Mbarara, 280 Kilo-
meter südwestlich von Ugandas
Hauptstadt Kampala. Doch Reich-

tümer beschert dem Milchbauern
das Vieh nicht. Im Gegenteil. 300
Schilling (etwa zehn Cent) erhält
der 58-Jährige für den Liter Milch
von der Molkerei. „Das deckt die
Produktionskosten bei weitem
nicht“, sagt Byarunhanga, der
auch Getreide und Gemüse an-
baut, im FR-Gespräch. Schlimmer
noch ist, dass er wie viele Kollegen
vor allem in der Regenzeit Milch
wegschütten muss. Weil die Molke-
reien die angelieferten Mengen
nicht verarbeiten können.

„Es ist unbegreiflich, dass täg-
lich 100 000 Liter lokale Milch ver-
nichtet werden, während Importe
in Uganda 50 Prozent des formel-
len Milchmarktes abdecken“, sagt
Armin Paasch von der Menschen-
rechtsorganisation Fian. Es seien
die Billigimporte von Milchpulver
und Käse aus Neuseeland, der EU
und anderen Ländern, die drin-
gend benötigte Investitionen in
die heimische Weiterverarbeitung
hemmen, heißt es in einer aktuel-
len Studie von Fian und der Nord-
Süd-Initiative Germanwatch. Die
EU lege damit denselben Bauern,
die sie mit Entwicklungshilfe un-
terstütze, Steine in den Weg. Und
das nicht nur in Uganda.

Die seit Januar wieder gezahl-
ten EU-Exporthilfen für Milchpro-
dukte könnten jetzt dafür sorgen,
dass die Brocken noch größer wer-
den. Nach einer Liste der EU-Kom-
mission, die der FR vorliegt, wur-
den bereits Lizenzen für subventio-
nierte Lieferungen in Entwick-
lungsländer wie Senegal, Maureta-
nien, Nigeria oder Bangladesh ver-
geben. „Mit ihrer Dumpingpolitik
treibt die EU nicht nur deutsche,
sondern auch afrikanische Milch-

bauern in den Ruin“, sagt Kerstin
Lanje von Germanwatch.

Michael Mann, Sprecher von
EU-Agrarkommissarin Mariann Fi-
scher Boel, widerspricht ener-
gisch. „Wenn Milchprodukte in
diese Länder geliefert werden,
dann gibt es dafür offenbar eine
Nachfrage“, erklärt Mann. „Wir

achten außerdem darauf, dass die
Preise der Exporte das Weltmarkt-
niveau nicht unterschreiten.“
Auch die Preise in den Zielländern
würden nicht unterboten. „Es gibt
doch einen direkten Zusammen-
hang zwischen Exportsubventio-
nen und fallenden Weltmarktprei-
sen“, hält Marita Wiggerthale,

Handelsexpertin von Oxfam, ent-
gegen. „Das ist evident.“ Offen-
sichtlich ist auch, dass zumindest
im Fall Bangladesh Bauern bereits
auf die Barrikaden gehen. Hunder-
te Farmer hätten bei einer Kundge-
bung Milch auf Nationalstraßen
geschüttet, um gegen sinkende
Preise zu protestieren, berichtete
die Nachrichtenagentur Reuters
Mitte April. Bangladesh werde
überflutet von billigem Milchpul-
ver aus Indien.

Das Beispiel Bangladesh, wo
mehr als 80 000 Bauern vom
Milchvieh leben, widerlegt auch
die Behauptung von Bundesland-
wirtschaftsministerin Ilse Aigner
(CSU), es flössen keine subventio-
nierten Exporte in Länder mit eige-
ner nennenswerter Milchprodukti-
on. Von Aigner war dazu gestern
keine Stellungnahme zu erhalten.

Bauer Byarunhanga aus Ugan-
da lässt die Nachricht von den neu-
en EU-Exporthilfen nichts Gutes
ahnen. „Uns zahlt keiner Subven-
tionen, wie sollen wir da konkur-
rieren“, sagt er. „Aber wir könnten
das ganze Land mit Milch versor-
gen, wenn wir nur die Infrastruk-
tur hätten.“

Was wissen Sie über
Milch und ihren Preis?
Quiz: fr-online.de/milch

Die Milch macht’s nicht
Exportsubventionen der EU bedrohen Kleinbauern in armen Ländern / Ugandas Farmer vernichten ihre Produktion

Agrarsubventionen Debatte über sinnvolle und gerechte Verteilung der Milliarden an mehreren Fronten.
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Mit der Milchmenge sind Ugandas Molkereien überfordert. T. SCHWAB
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14. Frankfurter Aktienforum
Einladung zum

am Dienstag, 28. April, 18.30 Uhr

Die Börse Frankfurt, die Deutsche Schutz-
vereinigung für Wertpapierbesitz e.V. (DSW)
und die Frankfurter Rundschau laden für
Dienstag, 28. April, zum bereits
14. Frankfurter Aktienforum in die
Neue Börse in Frankfurt-Hausen ein:

Deutsche Börse AG
Neue Börsenstraße 1
60487 Frankfurt-Hausen

Folgende interessante Unternehmen und
Verbände präsentieren sich:

– E.ON AG
– vwd Vereinigte Wirtschaftsdienste AG
– DDV – Deutscher Derivate Verband

Nach den Präsentationen haben Sie
die exklusive Gelegenheit, Ihre Fragen an
die Referenten zu richten.

AGENDA

18.00 Einlass

18.30 Begrüßung

– Aktuelles von der Börse Frankfurt
Andrea Willius – Director Deutsche Börse AG

– Präsentation E.ON AG
Peter Blankenhorn –
Manager Investor Relations
anschließend Diskussion

– Präsentation vwd group AG
Edmund J. Keferstein –
Vorsitzender des Vorstandes
anschließend Diskussion

– Interview mit Lars Brandau, DDV:
„Zertifikate am Scheideweg“ –
7 Fragen an Lars Brandau

20.45 Schlusswort
Im Anschluss laden wir Sie zu einem
kleinen Imbiss ein.

Die Teilnahme ist kostenfrei.

Erforderlich ist lediglich Ihre Anmeldung. Diese richten Sie bitte an:
DSW, Gudrun Hollmann, Postfach 35 01 63, 40443 Düsseldorf,
Telefon 02 11/66 97-62 oder per Telefax an 02 11/66 97-42 oder per Email an gh@dsw-info.de

!! Bitte beachten !!

aus Sicherheitsgründen

Personalausweis

mitbringen

Gut informiert und nachhaltig Anlegen
in der Finanzkrise
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